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aufgeklärten Sachverhalt beruht. Sie war daher auf den 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts 
gemäß § 162 Abs. 1 ZPO aufzuheben und die Sache zur er­
neuten Verhandlung an das Bezirksgericht zurückzuver­
weisen.

Das Bezirksgericht wird bei der erneuten Entscheidung 
den Inhalt der geschlossenen Grundakten einschließlich 
der von B., Gemarkung A., die die Grundstücke der Pro­
zeßparteien betreffen, zu berücksichtigen und in Verbin­
dung mit der Separationskarte zu würdigen haben. Dabei 
ist durch Einbeziehung eines Sachverständigen vom Lie- 
genschaftsdienst des Bezirks auch die Frage der Nutzungs­
artengrenze nochmals zu erörtern.

Darüber hinaus sind auch die vollständigen Grundak­
ten des Flurstücks, das von der K.-Straße aus gesehen rechts 
von dem der Verklagten liegt, beizuziehen. Das kann 
aus folgenden Gründen von Bedeutung sein: Das an Stelle 
des früheren Wohnhauses von den Verklagten errichtete 
jetzige Wohngebäude ist im Standort lediglich zur Seite 
der Klägerin hin erweitert worden. Das bedeutet, daß auf 
der gegenüberliegenden Grundstücksseite wie zuvor keine 
Auffahrt zum Hof für die Verklagten vorhanden ist. Das 
bestätigte bereits der Sachverständige P. Wenn sich aus 
den genannten Grundakten keine Eintragungen eines sich 
darauf erstreckenden Mitbenutzungsrechts zugunsten der 
Verklagten und deren Vorgänger ergeben und sich auch 
auf andere Weise dahingehende Vereinbarungen nicht be­
stätigen lassen, wäre das Grundstück der Verklagten von 
Anfang an ohne eigene oder wenigstens ohne eine gesi­
cherte Hofauffahrt angelegt und bebaut worden. Da das 
wenig wahrscheinlich wäre, spräche auch das jedenfalls 
in einem gewissen Maße gegen die Richtigkeit des in der 
Flur karte niedergelegten Grenzverlaufs.

Sollten sich im weiteren Verfahren die Anhaltspunkte 
dafür, daß die in der Flurkarte eingezeichnete Grenze zwi­
schen den Grundstücken der Prozeßparteien unrichtig ist, 
in einem solchem Maße verdichten, daß davon auszugehen 
ist, daß die Richtigkeit dieses Grenzverlaufs widerlegt ist, 
wäre die Klage, die gemäß §2 Abs. 2 EGZGB nunmehr 
nach §§ 32 Abs. 2 und 320 ZGB zu beurteilen ist, abzuwei­
sen. Da mit einer derartigen Widerlegung der Vermutung 
aber der wirkliche Grenzverlauf noch nicht festgestellt ist, 
sollte den Prozeßparteien im Interesse einer vollständigen 
Klärung des Konflikts vorher Gelegenheit gegeben wer­
den, dazu noch entsprechende Anträge (§ 318 Abs. 1 ZGB) 
zu stellen.

§§ 6, 15 Abs. 2, 68 Abs. 1, 282 ZGB.
L Eine Schenkung, die vom Eintritt einer Bedingung ab­
hängig gemacht wird (hier: von der Geburt eines Kindes), 
hat keine rechtlichen Wirkungen.
2. Eine Schenkung, die dem Ziel dient, die Durchsetzung 
berechtigter Ansprüche eines Gläubigers zu verhindern, ist 
mißbräuchliche Rechtsausübung und deshalb gemäß § 15 
Abs. 2 ZGB unzulässig.
BG Dresden, Beschluß vom 18. Februar 1977 — 6 BZB 11/77.

Der Schuldner des vorliegenden Vollstreckungsverfahrens 
hatte sich am 23. Februar 1976 in einer Einigung verpflich­
tet, an den Gläubiger Zug um Zug gegen Rücknahme eines 
Pkw Wartburg einen Betrag von 3 078 M bis spätestens 
Ende Juli 1976 zu zahlen.

Da der Schuldner dieser Verpflichtung nicht nachkam, 
stellte der Gläubiger Antrag auf Vollstreckung seiner Geld­
forderung in das Sachvermögen und das Arbeitseinkommen 
des Schuldners. Daraufhin ordnete das Kreisgericht am 
5. August 1976 die Pfändung des Arbeitseinkommens des 
Schuldners an. Am 15. August 1976 wiederholte der Gläu­
biger seinen Antrag auf Pfändung des Pkw Trabant, weil 
wegen bereits erfolgender Vollstreckung in das Arbeitsein­
kommen des Schuldners zugunsten anderer Gläubiger sein 
Anspruch in absehbarer Zeit nicht realisiert werden könne.

Am 2. September 1976 führte das Kreisgericht mit dem 
Schuldner eine Aussprache durch, in der dieser zusicherte.

daß er den Pkw Wartburg verkaufen und den Gläubiger 
aus dem Verkaufserlös befriedigen werde. Am 14. Septem­
ber 1976 teilte der Gläubiger dem Kreisgericht mit, daß 
der Schuldner ihm die gleiche Zusicherung gemacht habe, 
und bat deshalb darum, vorerst in der Vollstreckungssache 
nichts zu unternehmen.

Da der Schuldner seine Zusicherung nicht einhielt, be­
antragte der Gläubiger am 28. September 1976 die Fort­
setzung des Verfahrens. Daraufhin wurden am 4. Oktober 
1976 der Pkw Wartburg und am 22. November 1976 der 
Pkw Trabant gepfändet. Dabei hat Frau F., die mit dem 
Schuldner zusammenlebt und ein Kind von ihm hat, er­
klärt, daß der Pkw Trabant ihr Eigentum sei. Sie habe die­
sen Pkw vom Schuldner geschenkt bekommen, wie aus 
einer als Überlassungsvertrag bezeichneten Urkunde vom 
1. Mai 1976 hervorgehe.

Am 3. Dezember 1976 hat Frau F. beim Kreisgericht be­
antragt, die Vollstreckung der Geldforderung des Gläubi­
gers durch Pfändung und Verwertung des Pkw Trabant für 
unzulässig zu erklären.

Das Kreisgericht hat dem Antrag stattgegeben und die 
Vollstreckungsmaßnahme aufgehoben.

Gegen diesen Beschluß hat der Gläubiger Beschwerde 
eingelegt und beantragt, den angefochtenen Beschluß auf­
zuheben und den Antrag auf Unzulässigkeitserklärung der 
Vollstreckung abzuweisen. Er hat dazu im wesentlichen 
ausgeführt: Aus der Verantwortung des Gerichts für die 
Vollstreckung berechtigter Ansprüche ergebe sich die Ver­
pflichtung, Einwendungen des Schuldners kritisch und 
sorgfältig zu prüfen und die Interessen des Gläubigers ge­
bührend zu berücksichtigen. Da als einziges Pfandstück 
nur der gepfändete Pkw Trabant in Betracht gekommen 
sei, hätte besonderes Augenmerk auf die offensichtliche 
Benachteiligungsabsicht des Schuldners dem Gläubiger ge­
genüber gerichtet werden müssen. Der Schuldner wolle den 
Pkw unter allen Umständen für sich retten und berufe sich 
daher auf einen Schenkungsvertrag mit seiner Lebens­
kameradin, der nur zum Schaden des Gläubigers geschlos­
sen worden sei. Die Vereitelung eines rechtskräftigen An­
spruchs erfülle die Voraussetzungen des § 68 Abs. 1 Ziff. 2 
ZGB, wonach ein Vertrag nichtig ist, wenn er mit den 
Grundsätzen der sozialistischen Moral unvereinbar ist. Der 
Schuldner habe seine Verpflichtung aus dem Schuldtitel 
und sein Unvermögen, den Anspruch auch nur ratenweise 
zu erfüllen, gekannt. Auch die Antragstellerin sei über die 
materiellen Verhältnisse des Schuldners und über dessen 
Schwierigkeiten genau informiert gewesen.

Die Beschwerde hatte Erfolg.

Aus den Gründen:
Das Kreisgericht hat der als Überlässungsvereinbarung be­
zeichneten Urkunde vom 1. Mai 1976 eine Bedeutung beige­
messen, die ihr nicht zukommt. Der Schuldner hat in die­
ser Urkunde bekundet, daß er der Antragstellerin im Hin­
blick auf das Zu erwartende Kind und die für ihn entste­
henden Unterhaltsverpflichtungen den Pkw Trahant als 
Eigentum überläßt. Die Schenkung wurde damit vom 
Eintritt einer Bedingung, nämlich der Geburt des Kindes, 
abhängig gemacht. Daß der Wille der Vertragschließen­
den auch darauf gerichtet war, die Schenkung nur bei Ein­
tritt der Bedingung zu vollziehen, ergibt sich aus ihrem 
nachfolgenden Verhalten, nämlich daraus, daß die Schen­
kung tatsächlich erst am 8. September 1976, dem Tag der 
Geburt des Kindes, vorgenommen wurde, was am 23. No­
vember 1976 notariell beurkundet wurde. Da aber gemäß 
§ 282 Abs. 2 ZGB eine Schenkung nicht von einer Bedin­
gung abhängig gemacht werden darf, konnte die Verein­
barung vom 1. Mai 1976 keine rechtlichen Wirkungen ha­
ben.

Es war daher lediglich zu prüfen, ob die am 23. Novem­
ber 1976 — also einen Tag nachdem der Pkw Trabant ge­
pfändet worden war — beurkundete und nach dieser Ur­
kunde bereits am 8. September 1976 vollzogene Schenkung 
gegen Rechtsvorschriften verstößt und welche Rechtsfolgen 
sich daraus ergeben.

Gemäß § 282 Abs. 1 ZGB ist die Schenkung eine unent­
geltliche Zuwendung des Schenkers an den Beschenkten, 
die im beiderseitigen Einverständnis erfolgt. Daraus ergibt


